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Gastkommentar zum Krieg in der Ukraine

Kiew brennt – der Westen zaudert
«Noch ist die Ukraine nicht
gestorben» – die erste Zeile
der ukrainischen National-
hymne stammt aus dem 19.
Jahrhundert, hat aber in den
vergangenen Tagen neue
Bedeutung erhalten. Das
russische Regime hat sich in
einen regelrechten Rausch
geschossen, täglich feuert es
mehrere hundert Drohnen
undDutzende von Raketen
auf Kiew und weitere Gross-
städte. Die Angriffe sind die
heftigsten seit Beginn des
Krieges vor dreieinhalb Jahren
überhaupt. Von Kriegsmüdig-
keit ist auf der Seite Russlands
nichts zu spüren.

Ganz imGegenteil: Putin hat
Blut geleckt und seine Strate-
gie in den vergangenenWo-
chen geändert, nicht nur auf
dem Schlachtfeld. In unge-
wohnt deutlichenWorten –
wenn auch nicht zum ersten

Mal – sprach er der Ukraine
jegliches Recht auf einen
eigenen Staat ab. Gleichzeitig
wiederholte er sein altes
Mantra, dass die Bevölkerung
der beiden Länder doch
letztlich ein und dasselbe Volk
seien. Damit entzieht er der
Ukraine auch noch das Recht
auf eine eigene Kultur.

So richten sich denn die An-
griffe der letzten Tage und
Nächte auch wieder vermehrt
gegen die Zivilbevölkerung.
Für den Verlauf der Front
bringen sie kaumVorteile, sie
unterstreichen aber Putins
Forderung, dass die Ukraine
nun endlich aufgeben solle,
um ins russische Reich «heim-
zukehren». Sein Argument,
wonach der Krieg gegen die
Ukraine vor allem eine Vertei-
digung gegen die expandie-
rende Nato sei, hat er seit
längerem gar nicht mehr erst

bemüht; vorgeschoben war es
sowieso immer.

Schliesslich ist auch bemer-
kenswert, wie konsequent die
russischeWirtschaft inzwi-
schen auf Krieg eingestellt ist.
Die Armee kann es sich erlau-
ben, innerhalb einerWoche
mehrere tausendDrohnen
abzufeuern, weil die Produk-
tion derselben ein Rekordhoch
erreicht hat. Die Sanktionen
haben kaumAuswirkungen
auf das Alltagsleben, die
Stimmung im Lande erreicht
auch hier selten gesehene
positive Umfragewerte.

FürdieUkraine ist dieserKrieg
inden letztenWochenaber in
eineentscheidendePhasegetre-
ten, unddiesnicht nurwegen
der Intensivierungder russi-
schenAngriffeunddes ver-
mehrtenBeschusses vonGross-
städten.Denndas angegriffene

Land ist derzeit so auf sich
alleine gestelltwie kaum je seit
Kriegsbeginn.Vorbei dieZeiten,
alsMacron, Starmer,Merzund
TuskdemonstrativeGeschlos-
senheit zeigtenundWolodimir
Selenski inKiewbesuchten.Die
öffentlichkeitswirksamgemach-
tenVersprechungen, dieUkrai-
ne zuunterstützen –«mit allem,
was esbraucht» – sindwir-
kungslos verhallt.

Passend zu dieser Entwicklung
haben sich dieDiskussionen
der letzten Tage denn auch
nichtmehrmit der Verteidi-
gung derUkraine beschäftigt,
sondernmit derenWiederauf-
bau nach demEnde des Krie-
ges. Dieser wird nach aktuellen
Schätzungenmehrere 100
Milliarden Euro kosten, welche
durch eine internationale
Gemeinschaft getragenwer-
denmüssen. Allerdings zeigt
dieserDiskurs, wiewenig noch

an einen Sieg der Ukraine
geglaubt wird.

Vielmehr scheint sich in Euro-
pa eine für die Ukraine bittere
Einsicht durchzusetzen: Das
Land ist nichtmehr zu retten,
wir bereiten uns deshalb
bereits auf die nächste Phase
vor – den russischenAngriff auf
einwestliches Land. So haben
die Regierungen der vormali-
gen «Koalition derWilligen»
insbesondere Ausgaben für die
eigene Verteidigung beschlos-
sen und damit das östlichste
LandEuropas dem russischen
Imperiumwohl endgültig zum
Frass vorgeworfen.

Eine angemessene Reaktion
auf die jüngste russische
Eskalation würde ein ge-
schlossenes und überzeugtes
Auftreten Europas vorausset-
zen. Der Vormarsch gegen den
Westen – der längst nicht mehr

nur ein Krieg gegen die Ukrai-
ne ist – kann nur gestoppt
werden, wenn der Preis für
das russische Regimemassiv
steigt. Dies beinhaltet sowohl
militärische Unterstützung als
auch eine politische unité de
doctrine, die Putin klarmacht,
dass ein Durchmarsch ins
Baltikum oder nach Polen
keine Option darstellt. Die
zögerlichen Taten der letzten
Wochen haben aber gerade in
dieser Hinsicht deutliche
Zweifel aufkommen lassen.
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Vollmundig hatte US-Präsident
DonaldTrumpamvergangenen
Samstag verkündet: Es bestehe
eine «gute Chance», dass man
«noch in dieser Woche» einen
Waffenruhe-Geisel-Dealmitder
Hamaserreichenwerde.Nun ist
dieWochebeinahevorbei – und
einAbkommenweiterhinnur in
Aussicht.

Verschiedene Meldungen
liessen in den vergangenen Ta-
gen die Hoffnungen wachsen –
nicht nur bei Zivilistinnen und
Zivilisten imGaza-Streifen, son-
dern auch bei den Angehörigen
der dort verbliebenenGeiseln –
und dannwieder die Angst. Am
Mittwoch erklärte Israels Pre-
mier Benjamin Netanyahu: Es
herrsche Einigkeit mit Trump,
dass man «nicht um jeden
Preis» auf ein Abkommen ein-
gehenwerde.

WiestehtesalsoumdenDeal
– und woran könnte er noch
scheitern? Bei den Verhandlun-
gen,die inderkatarischenHaupt-
stadtDohaindirektzwischender
Hamas und Israel geführt wer-
den,gibtes lautMedienberichten
drei Problemstellen.

Hilfslieferungen
DieHamas fordert, dass eswie-
der eineVerteilung vonHilfsgü-
tern über die vondenVereinten
Nationen geförderten und eta-
blierten Mechanismen geben
müsse.Derzeit kommenzuwe-
nig Hilfsgüter in den Gaza-
Streifen, verteilt wird vor allem
über die Gaza Humanitarian
Foundation (GHF), an der es
viel Kritik gibt. Israel hatte auf
diesen alternativen Verteilme-
chanismusbestanden, umnach
eigenen Angaben zu verhin-
dern, dass Hilfsgüter von der
Hamas abgezweigt würden.
Laut lokalenMedien gibt es be-
züglich der Hilfslieferungen
eine Annäherung.

Truppenpräsenz
Beim zweiten Knackpunkt
scheinen die Verhandlungen

komplizierter: Laut den Forde-
rungen der Hamas soll Israel
seine Bodentruppen auf die
Positionen zurückziehen, die es
vor dem Ende der Waffenruhe
im März hielt. Israel soll hin-
gegen einige strategischePunk-
te weiter halten wollen. Mehr-
fach hatte das israelische Ver-
handlungsteam lautder«Times
of Israel» neue Vorschläge für
einen Teilabzug der Truppen
vorgelegt, die Debatten halten
wohl an.

Waffenstillstand
Bleibt der am schwersten zu lö-
sende Konflikt: Die Dauer der
Waffenruhe und ein mögliches
Ende des Krieges. Derzeit wird
über einenWaffenstillstandvon
sechzig Tagen verhandelt. Ins-
gesamt sollen inden sechzigTa-
gen Waffenruhe zehn Geiseln
freigelassen werden, die Hälfte
der20 imGaza-StreifenVerblie-
benen: acht amerstenTag, zwei
am fünfzigsten Tag. Von den 27
toten Geiseln sollen fünf am

siebten Tag der Waffenruhe
übergebenwerden, fünfweitere
nachdreissigTagenundachtam
letzten Tag. Nach Medienbe-
richten soll die Hamas aussu-
chen dürfen, wer freikommt.

Imderzeit aufdemTisch lie-
genden Deal ist nach Berichten
vermerkt, dass die Waffenruhe
verlängertwerdenkann, so sich
Israel und die Hamas auf ernst-
hafte Folgeverhandlungen ein-
lassen. Netanyahu fordert,
«dass Gaza keine Bedrohung

mehr für Israel darstellt». Das
bedeute: «keineHamas».

Alles Entgegenkommen in
den Verhandlungen kann also
nicht darüber hinwegtäuschen,
dass einKernproblemweiter be-
steht: Israel fordert von der Ha-
mas,dieWaffenunddieKontrol-
leabzugeben –undvonihrenAn-
führern, den Gaza-Streifen zu
verlassen.VonderHamasscheint
es dazu kaum Bereitschaft zu
geben.SowürdedieseWaffenru-
he –wennsiedennkommt –nach

gegenwärtigem Stand nur für
eine Verzögerung des Krieges
sorgen, nicht aber für dessen
Ende. Das Szenario scheint sich
nichtgrossartigzuunterscheiden
vondemdes letztenDeals im Ja-
nuar: eine temporäre Waffenru-
he im Austausch gegen eine be-
grenzteAnzahl anGeiseln.

Auch die Frage, wie ein Ga-
za-Streifen post-Hamas ausse-
hen könnte, ist weiter offen.
Eine Übernahme der Kontrolle
durch die Palästinensische
Autonomiebehörde lehnte Israel
bislang ab. Und eine «freiwilli-
ge»UmsiedlungderPalästinen-
ser,wie sieUS-PräsidentTrump
vorschlug, wäre völkerrechts-
widrigund selbst gutenVerbün-
deten Israelswohlnur schwer zu
verkaufen.Was soll alsomit der
Bevölkerungpassieren,wer soll
sie kontrollieren und schützen?

JüngsthatteVerteidigungsmi-
nister Israel Katz einen Vorstoss
gemacht:AufdemGebiet des an
derGrenzezuÄgyptengelegenen
undstarkbeschädigtenRafahsoll
eine«humanitäre Stadt»entste-
hen;600’000Palästinenser,die
derzeit imGebietAl-Mawasiaus-
harren,dorthinumgesiedeltwer-
den.Zuvorsollensie«überprüft»
werden, um zu vermeiden, dass
Hamas-Angehörige unter ihnen
seien.DenMenschenseies–ein-
mal in dieser «humanitären
Stadt» angekommen – nicht ge-
stattet, sie zuverlassen.

Katz führteweiter aus:Letzt-
lich sollediegesamteZivilbevöl-
kerungdesGaza-Streifens, etwa
zweiMillionenMenschen,dort-
hin gebracht werden. Nicht das
israelische Militär solle sie be-
treuen, sondern«internationale
Organisationen».DerAnkündi-
gung folgte sofort die Befürch-
tung, dass dieMenschen in den
Camps letztlich zurAusreise ge-
bracht werden sollen.

Bis diese Grundprobleme
gelöst sind –wasmit derHamas
geschehen soll und wer ihren
Platz als Machthaber in Gaza
einnimmt –wird jedeWaffenru-
hemaximal einePausebleiben.
Nicht aber eine Lösung.

Ein Streitpunkt scheint unüberwindbar:
Donald Trumps Gaza-Deal stockt
Zwar gibt es Fortschritte bei den Verhandlungen inDoha –
doch zentrale Fragen bleiben ungelöst.

Mitglieder der Familie Nijim hängenWäsche in
den Trümmern ihres Hauses in Jabaliya, im
Gaza-Streifen, auf. Bild: Jehad Alshrafi/AP


